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d) die Verletzung, die zur Geltendmachung des Anspruchs 
führte (Lieferverzug, Rückerstattung des gezahlten Be­
trages wegen unbegründeter Forderung, Verzug bei 
der Eröffnung des Akkreditivs usw.);

e) der Betrag des Anspruchs;
f) die Berechnung der Konventionalstrafe.
Wenn der Anspruch zwei oder mehrere Positionen des 
Vertrages (der Anlage zum Vertrag) betrifft, muß die 
Berechnung der Konventionalstrafe zu jeder Position ein­
zeln angeführt werden.

3. Wird der Anspruch nicht innerhalb der im Absatz!] die­
ses Artikels genannten Frist geltend gemacht, verliert der 
Partner das Recht, sich an das Schiedsgericht zu wenden.

4. Der Partner, gegen den ein Anspruch auf Zahlung von 
Konventionalstrafe geltend gemacht wird, ist verpflichtet, 
den Anspruch zu prüfen und innerhalb von 30 Tagen, ge­
rechnet vom Erhalt des Anspruches, eine Antwort zum 
Wesen zu geben.

Artikel 54
1. Wenn im Vertrag eine andere Frist nicht festgelegt ist, 

so hat der Käufer das Recht, nach Ablauf einer Frist von 
4 Monaten und bei größeren Ausrüstungen, die nicht se­
rienmäßig gefertigt werden, von 6 Monaten, gerechnet vom 
Zeitpunkt des Erredchens der Maximalhöhe der Konven­
tionalstrafe, vom Vertrag zurückzutreten.

2. Der Käufer hat den Rücktritt innerhalb von 30 Tagen 
nach Ablauf der Frist von 4 bzw. 6 Monaten, gerechnet 
vom Zeitpunkt des Erreichens der Maximalhöhe der Kon­
ventionalstrafe an, zu erklären.

3. Für komplette Werke und Anlagen werden die Fristen 
für den Rüdetritt vom Vertrag in jedem einzelnen Falle 
zwischen den Partnern vereinbart.

Artikel 55
1. Die Partner sind nicht berechtigt, Ansprüche auf Scha­

denersatz zu erheben, wenn in diesen Allgemeinen Liefer­
bedingungen oder im Vertrag das Recht zur Berechnung 
einer Konventionalstrafe für die betreffende Vertragsver­
letzung vorgesehen ist.

2. Aus den Tatbeständen, für die in diesen Allgemeinen Lie­
ferbedingungen, in den zwischen den Regierungen der 
Deutschen Demokratischen Republik und der Volksrepu­
blik Mocambique abgeschlossenen Vereinbarungen oder 
in den Verträgen keine Konventionalstrafe für die Nicht­
erfüllung oder nichtgehörige Erfüllung der Verpflichtun­
gen festgelegt ist, ist der Schuldner verpflichtet, dem Gläu­
biger den verursachten Schaden zu ersetzen.

3. In den Fällen, in denen die Partner gemäß dem vorher­
gehenden Absatz berechtigt sind, Schadenersatz geltend 
zu machen, entsteht die Pflicht des einen Partners, dem 
anderen Partner den Schaden, der durch die Nichterfül­
lung oder nichtgehörige Erfüllung von Verpflichtungen 
verursacht wurde, zu ersetzen beim Vorliegen der Ge­
samtheit folgender Umstände:
a) wenn eine Nichterfüllung oder nichtgehörige Erfüllung 

der Vertragsverpflichtungen vorliegt;
b) wenn infolge der Nichterfüllung oder nichtgehörigen 

Erfüllung ein materieller Schaden eingetreten ist;
c) wenn zwischen der Nichterfüllung oder der nichtgehö­

rigen Erfüllung der Verpflichtung und dem eingetre- • 
tenen materiellen Schaden ein unmittelbarer Kausal­
zusammenhang besteht.

Der Gläubiger trägt die Beweislast über das Vorliegen der 
Umstände, die in den Punkten a, b und c dieses Absatzes 
vorgesehen sind, sowie über die Schadenshöhe. Die Schuld 
des Schuldners wird vermutet.

4. Als Schaden gelten die vom Gläubiger getätigten Ausga­
ben, der Verlust oder die Schädigung seines Vermögens 
sowie entgangener Gewinn.

5. Als Schaden gemäß diesen Allgemeinen Lieferbedingun­
gen sind die vom Gläubiger getätigten Ausgaben, der 
Verlust oder die Schädigung seines Vermögens zu erset­
zen. Entgangener Gewinn wird ersetzt, wenn dies im Ver­
trag vorgesehen ist.

6. Indirekter Schaden wird nicht ersetzt.

K a p i t e l  XII 
Umstände, die von der Verantwortlichkeit befreien

Artikel 58
1. Die Partner werden von der Verantwortlichkeit für eine 

teilweise oder völlige Nichterfüllung der Vertragsver­
pflichtungen befreit, wenn die Nichterfüllung eine Folge 
von Umständen höherer Gewalt war.

2. Unter Umständen höherer Gewalt werden Umstände ver­
standen, die nach Vertragsabschluß im Ergebnis unvor­
hergesehener und durch den Partner unabwendbarer Er­
eignisse außerordentlichen Charakters entstanden sind.

3. Die Partner werden gleichfalls von der Verantwortlichkeit 
für eine teilweise oder völlige Nichterfüllung der Ver­
tragsverpflichtungen befreit, wenn dies aus dem Vertrag 
oder aus dem materiellen Recht des Verkäuferlandes her­
vorgeht, das auf den betreffenden Vertrag Anwendung 
findet.

4. Die Beweislast über das Vorliegen von Umständen, die 
den Schuldner von der Verantwortlichkeit für die Nicht­
erfüllung oder nichtgehörige Erfüllung der Verpflichtun­
gen befreien, trägt der Schuldner.

Artikel 57
1. Der Partner, für den die Erfüllung der Vertragsverpflich­

tungen infolge der im Artikel 56 genannten Umstände 
unmöglich geworden ist, muß den anderen Partner schrift­
lich über das Eintreten dieser Umstände unverzüglich, 
jedoch innerhalb der Frist zur Erfüllung der Vertragsver­
pflichtungen benachrichtigen. Die Benachrichtigung muß 
Angaben über das Eintreten und den Charakter dieser 
Umstände und ihre möglichen Folgen enthalten. Der Part­
ner muß den anderen Partner gleichfalls unverzüglich 
vom Aufhören dieser Umstände schriftlich benachrichti­
gen.

2. Die Umstände, die die Partner von der Verantwortlichkeit 
für eine völlige oder teilweise Nichterfüllung des Vertra­
ges befreien, müssen von der Handelskammer oder einem 
anderen kompetenten zentralen Organ des betreffenden 
Landes bestätigt werden.

Artikel 58
1. In den im Artikel 56 vorgesehenen Fällen wird die Frist 

der Erfüllung der Vertragsverpflichtungen entsprechend 
dem Zeitraum verlängert, im Laufe dessen solche Um­
stände und ihre Folgen andauern.

2. Wenn diese Umstände und ihre Folgen bei Waren, deren 
Lieferfristen 12 Monate vom Zeitpunkt des Vertragsab­
schlusses nicht übersteigen, länger als 5 Monate oder bei 
Waren, deren Lieferfristen mehr als 12 Monate vom Zeit­
punkt des Vertragsabschlusses betragen, länger als 8 Mo­
nate andauem, so verhandeln die Partner die Vertrags­
bedingungen neu oder, falls sie zu keiner Übereinkunft 
kommen, kann jeder der Partner vom Vertrag zurück­
treten. In diesem Falle ist keiner der Partner berechtigt, 
vom anderen Partner den Ersatz des etwaigen Schadens 
zu fordern.

3. Die im vorhergehenden Absatz genannten Verhandlungen 
sind innerhalb von 60 Tagen nach Ablauf der dort genann­
ten Fristen von 5 oder 8 Monaten aufzunehmen. Das Recht 
zum Rücktritt kann nur innerhalb von 30 Tagen nach dem 
Scheitern der Verhandlungen oder nach der Ablehnung 
des Verhandlungsangebotes ausgeübt werden.

4. Die Bestimmungen dieses Artikels hinsichtlich der Ver­
längerung der Fristen zur Erfüllung der Verpflichtungen 
erstrecken sich nicht auf Fixgeschäfte.

K a p i t e l  XIII 
Streitentscheidung und anzuwendendes Recht

Artikel 59
1. Alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dem 

Vertrag werden auf gütlichem Wege zwischen den Part­
nern beigelegt.
Kann die Streitigkeit nicht durch Einigung der Partner 
beigelegt werden, so legen sie diese dem Schiedsgericht bei


